
„Ein Optimist ist ein Mensch, der ein Dutzend Austern bestellt, in der Hoffnung, 
sie mit der Perle, die er dann findet, bezahlen zu können.“ 

 

Theodor Fontane (1819-1898), deutscher Schriftsteller und Erzähler 
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1 Antrag auf Grundsteuererlass bis 31.3.2011 stellen 

Vermieter können bis zum 31.3.2011 (Ausschlussfrist) einen Antrag auf Grundsteuererlass bei der 
zuständigen Behörde (Gemeinde bzw. Finanzamt in Berlin, Bremen und Hamburg) für 2010 stellen, wenn 
sie einen starken Rückgang ihrer Mieteinnahmen im Vorjahr zu verzeichnen haben. Voraussetzung für den 
Erlass ist, dass sie nachweisen können, dass sie sich nachhaltig um die Vermietung des Objekts zu einem 
marktüblichen Mietzins bemüht haben.  

Keine Aussicht auf Erlass besteht, wenn der Vermieter die Ertragsminderung zu vertreten hat, z. B. weil er 
dem Mieter im Erlasszeitraum gekündigt hat oder wenn notwendige Renovierungsarbeiten nicht 
(rechtzeitig) durchführt wurden.  

Maßstab für die Ermittlung der Ertragsminderung ist die geschätzte übliche Jahresrohmiete. Diese ist in 
Anlehnung an die für Räume gleicher oder ähnlicher Art, Lage und Ausstattung regelmäßig gezahlte 
Jahresrohmiete zu schätzen. Die tatsächlich zu Beginn des Erlasszeitraums erzielte Miete ist nicht 
maßgebend. Bei einem Ausfall von mehr als 50 % der Mieteinnahmen wird die Grundsteuer nach den 
derzeitigen Bestimmungen in Höhe von 25 % erlassen. Entfällt der Mietertrag vollständig, halbiert sich die 
Grundsteuer.  

Anmerkung: Möglicherweise wird diese Zweistufenregelung gekippt. Beim Bundesfinanzhof ist seit dem 
20.10.2010 unter dem Aktenzeichen II R 36/10 ein Verfahren anhängig, bei dem es u. a. um die Frage 
geht, ob eine willkürliche Differenzierung darin zu sehen ist, dass ein Grundsteuererlass nur noch bei einer 
mehr als 50 %igen Rohertragsminderung möglich ist. Betroffene sollten unter Bezug auf das anhängige 
Verfahren einen Grundsteuererlass auch bei einem Mietausfall unter 50 % beantragen. 

2 Nachweis zur Steuerschuldnerschaft des Leistungsempfängers bei der 
Reinigung von Gebäuden und Gebäudeteilen 

Werden Gebäudereinigungsleistungen von einem im Inland ansässigen Unternehmer nach dem 
31.12.2010 im Inland erbracht, ist der Leistungsempfänger nur dann Steuerschuldner der Umsatzsteuer, 
wenn er Unternehmer ist und selbst Gebäudereinigungsleistungen erbringt. Der Leistungsempfänger muss 
derartige Gebäudereinigungsleistungen nachhaltig erbringen oder erbracht haben.  

Die Finanzverwaltung geht davon aus, dass der Leistungsempfänger nachhaltig 
Gebäudereinigungsleistungen erbringt, wenn er dem leistenden Unternehmer einen entsprechenden im 
Zeitpunkt der Ausführung des Umsatzes gültigen Nachweis des zuständigen Finanzamts vorlegt. Für 
diesen Nachweis durch die Finanzämter wurde das Vordruckmuster „USt 1 TG“ eingeführt. 

Verwendet der Leistungsempfänger einen Nachweis nach dem Vordruckmuster USt 1 TG, ist er als 
Leistungsempfänger Steuerschuldner, auch wenn er tatsächlich kein Unternehmer ist, der selbst 
Gebäudereinigungsleistungen erbringt. Dies gilt nicht, wenn der Leistungsempfänger ein gefälschtes 
Vordruckmuster verwendet und der leistende Unternehmer hiervon Kenntnis hatte. 

3 Medizinische Notwendigkeit nicht immer entscheidend für Abzug als 
außergewöhnliche Belastung  

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 2.9.2010 entschieden, dass Aufwendungen für eine 
immunbiologische Krebsabwehrtherapie steuerlich als außergewöhnliche Belastung abgezogen werden 
können. 

Damit hat er – in Abkehr von der bisherigen Rechtsprechung – anerkannt, dass auch Kosten für eine 
objektiv nicht zur Heilung oder Linderung geeignete Behandlung zwangsläufig erwachsen können, wenn 
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eine Erkrankung mit einer nur noch begrenzten Lebenserwartung besteht, die nicht mehr auf eine kurative 
Behandlung anspricht. Dies gilt selbst dann, wenn sich der Erkrankte für eine aus schulmedizinischer oder 
naturheilkundlicher Sicht nicht anerkannte Heilmethode entscheidet.  

Nicht die medizinische Notwendigkeit der Maßnahme begründe in diesen Fällen die tatsächliche 
Zwangsläufigkeit, sondern die Ausweglosigkeit der Lebenssituation, die den „Griff nach jedem Strohhalm“ 
gebiete.  

4 Krankheitsbedingte Heimunterbringung als außergewöhnliche Belastung 
abziehbar 

Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 13.10.2010 sind die Kosten für einen 
krankheitsbedingten Aufenthalt in einem Seniorenheim auch dann als außergewöhnliche Belastung 
einkommensteuerlich abziehbar, wenn keine ständige Pflegebedürftigkeit besteht. Mit der Entscheidung 
rückt der BFH von seinen bisher strengeren Grundsätzen ab, wonach ein Abzug entweder zusätzliche 
Kosten für Pflegeleistungen oder die Ausstellung eines Schwerbehindertenausweises mit den Merkzeichen 
„H“ oder „Bl“ voraussetzte. 

Im Urteilsfall war die damals 74-jährige Klägerin nach einer stationären Behandlung in einer 
psychiatrischen Klinik auf ärztliche Empfehlung in ein Seniorenheim gezogen. Ihre Wohnung in einem 
Zweifamilienhaus hatte sie währenddessen nicht aufgegeben. Das Finanzamt erkannte die geltend 
gemachten Kosten des Seniorenheims nicht als außergewöhnliche Belastung an, weil die Klägerin nicht in 
eine Pflegestufe eingruppiert gewesen sei und auch das Merkmal „H“ im Behindertenausweis fehle. 

Der BFH bestätigte die Entscheidung des Finanzgerichts, wonach die Miet- und Verpflegungskosten 
abzüglich einer Haushaltsersparnis als außergewöhnliche Belastung berücksichtigt werden können. Anders 
als der altersbedingte Aufenthalt führe die krankheitsbedingte Unterbringung in einem Seniorenheim zu 
Krankheitskosten, die als außergewöhnliche Belastung abgezogen werden könnten. Pflegebedürftigkeit sei 
keine Voraussetzung für den Abzug, wenn – wie hier aufgrund ärztlicher Bescheinigungen – festgestellt 
werden könne, dass der Heimaufenthalt infolge einer Erkrankung notwendig gewesen sei. 

5 Ertragsteuerliche Behandlung von Erstattungs- und Nachzahlungszinsen 
bei der Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer 

Mit Urteil vom 15.06.2010 hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass Erstattungszinsen beim 
Empfänger nicht der Besteuerung unterliegen, soweit sie auf Steuern entfallen, die nicht abziehbar sind. 
Nach Auffassung des BFH regelt das Einkommensteuergesetz für bestimmte Steuern nicht lediglich ein 
gesetzliches Abzugsverbot, vielmehr weist die Norm diese Steuern schlechthin dem nicht steuerbaren 
Bereich zu.  

Abweichend von der geänderten Rechtsprechung ist durch das zwischenzeitlich verabschiedete 
Jahressteuergesetz 2010 eine ausdrückliche Regelung getroffen worden, wonach erstattete 
Einkommensteuerzinsen der Besteuerung unterliegen. Danach bleibt es auch rückwirkend bei der 
bisherigen Rechtsanwendung.  

Im Körperschaftsteuergesetz ist eine solche Gesetzesänderung nicht vorgenommen worden. Nach einem 
Beschluss der Körperschaftsteuer-Referatsleiter des Bundes und der Länder hat das o. g. Urteil keine 
Bedeutung für den Bereich der Körperschaftsteuer. Die Wirkung ist grundsätzlich auf die Einkommensteuer 
begrenzt, da insoweit Einnahmen dem nicht steuerbaren Bereich des Steuerpflichtigen zugeordnet werden 
können.  



 
MANDANTENINFO MÄRZ 11• SEITE 4 VON9 

Nach ständiger Rechtsprechung des BFH verfügen Kapitalgesellschaften steuerlich gesehen über keine 
außerbetriebliche Sphäre. Deshalb sind dem Grunde nach alle Einnahmen Betriebseinnahmen, dies gilt 
auch für Erstattungszinsen. Auch Erstattungszinsen zur Gewerbesteuer zählen weiterhin zu den 
steuerpflichtigen Einnahmen. Nur die Nachzahlungszinsen werden als nicht abzugsfähige Betriebsausgabe 
behandelt.  

Für Einsprüche, die gegen Körperschaftsteuerbescheide und Gewerbesteuermessbetragsbescheide mit der 
Begründung eingelegt werden, eine Erfassung der Zinsen sei rechtswidrig, will die Finanzverwaltung keine 
Aussetzung der Vollziehung gewähren.  

Anmerkung: Die durch das Jahressteuergesetz 2010 rückwirkend angeordnete Besteuerung von Zinsen auf 
Steuererstattungen ist nach Ansicht des Finanzgerichts Münster verfassungsgemäß. Die Revision zum BFH 
wurde jedoch unter dem Aktenzeichen VIII R 1/11 zugelassen. Betroffene Steuerpflichtige sollten mit 
Hinweis auf das Verfahren Einspruch einlegen. 

6 Hinzuschätzung wegen fehlerhafter Buchführung 

Bei Betriebsprüfungen werden häufig formelle oder materielle Mängel bei der Buchführung festgestellt. 
Dies hat regelmäßig die Schätzung von Besteuerungsgrundlagen zur Folge.  

Danach gilt: Soweit die Finanzbehörde die Besteuerungsgrundlagen nicht ermitteln oder berechnen kann, 
hat sie sie zu schätzen. Zu schätzen ist insbesondere dann, wenn der Steuerpflichtige die Bücher oder 
Aufzeichnungen, die er nach Steuergesetzen zu führen hat, nicht vorlegen kann, oder wenn die 
Buchführung oder die Aufzeichnungen der Besteuerung nicht zugrunde gelegt werden können.  

Eine formell ordnungsgemäße Buchführung ist dann nicht mehr gegeben, wenn sie wesentliche Mängel 
aufweist oder wenn die Gesamtheit aller unwesentlichen Mängel diesen Schluss fordert. Solche 
wesentlichen Mängel können auch dann gegeben sein, wenn in einem nicht geringen Umfang 
Kasseneinnahmen nicht vollständig aufgezeichnet werden.  

Eine ordnungsgemäße Buchführung setzt voraus, dass sämtliche Geschäftsvorfälle laufend, vollständig und 
richtig verbucht werden. Aber auch das Ergebnis einer formell ordnungsgemäßen Buchführung kann 
verworfen werden, soweit dieses mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit materiell unrichtig ist.  

Die Hinzuschätzung darf allerdings nach Auffassung des Finanzgerichts Münster nicht allein darauf gestützt 
werden, dass der erklärte Umsatz bzw. Gewinn von den Zahlen der amtlichen Richtsatzsammlung 
abweicht. Vielmehr müssen sonstige Umstände hinzutreten, die die Vermutung der sachlichen Richtigkeit 
der Buchführung entkräften.  

7 Beitragsaufstockung zur Rentenversicherung bei Minijobbern 

Geringfügig Beschäftigte haben die Möglichkeit, durch die Zahlung relativ geringer Aufstockungsbeiträge 
vollwertige Pflichtbeitragszeiten in der Rentenversicherung zu erwerben. Stocken Beschäftigte ihre 
Beiträge auf, ergeben sich für sie viele Vorteile: 

• Die Beschäftigungszeit wird in vollem Umfang auf die erforderliche Mindestversicherungszeit 
(Wartezeit) für alle Leistungen der Rentenversicherung angerechnet.  

• Durch die Berücksichtigung als vollwertige Pflichtbeitragszeit kann der Anspruch auf Leistungen 
der Rentenversicherung (Rehabilitationsleistungen, Renten wegen Erwerbsminderung) erfüllt oder 
aufrecht erhalten werden. 

• Durch die Aufstockung kann sich im Einzelfall ein früherer Rentenbeginn ergeben. 
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• Der Minijobber erfüllt durch die Aufstockung die Zugangsvoraussetzungen für eine private 
Altersvorsorge mit staatlicher Förderung (Riester-Förderung) für sich und gegebenenfalls sogar für 
den Ehepartner. 

Der Minijobber muss lediglich schriftlich bei seinem Arbeitgeber auf die Versicherungsfreiheit in der 
Rentenversicherung verzichten. Er erklärt sich damit bereit, den Pauschalbeitrag des Arbeitgebers zur 
Rentenversicherung in Höhe von 15 % (bzw. von 5 % bei Minijobs in Privathaushalten) auf den vollen 
Rentenversicherungsbeitrag von derzeit 19,9 % aufzustocken.  

Anmerkung: Arbeitgeber sollten ihre Arbeitnehmer auf jeden Fall über die Möglichkeit der Zahlung von 
Aufstockungsbeiträgen und damit dem Erwerb vollwertiger Pflichtbeitragszeiten in der Rentenversicherung 
hinweisen und diesen Hinweis auch zur Personalakte nehmen! 

8 Auslandsreisekosten ab 1.1.2011 

Das für das Bundesreisekostengesetz zuständige Bundesinnenministerium setzt erst zum 1.1.2012 die 
Auslandstage- und Auslandsübernachtungsgelder fest, so dass die für steuerliche Zwecke anzuwendende 
Übersicht auch erst zu diesem Stichtag aktualisiert werden kann. Bis dahin gelten die alten Pauschbeträge 
fort. 

9 Umzugskosten/Unterrichtskosten ab 1.1.2011 

Der Höchstbetrag, der für die Anerkennung umzugsbedingter Unterrichtskosten für ein Kind maßgebend 
ist, beträgt ab 1.1.2011 1.612 €. Der Pauschbetrag für sonstige Umzugsauslagen beträgt für Verheiratete 
1.279 € und für Ledige 640 €. Der Pauschbetrag erhöht sich für jede weitere Person mit Ausnahme des 
Ehegatten um 282 €. 

10 Newsletter-Versand nur mit vorheriger Einwilligung 

Viele Internet-Warenanbieter informieren ihre Kunden z. B. nach einer Bestellung mit sog. Newslettern 
über Neuigkeiten, Angebote usw. Dazu ist es jedoch grundsätzlich erforderlich, dass der Kunde 
ausdrücklich in diese E-Mail-Information einwilligt.  

Von einer solchen ausdrücklichen Einwilligung kann nach Auffassung des Oberlandesgerichts Thüringen 
jedoch nicht ausgegangen werden, wenn das Auswahlfeld, mit dem der Kunde seine Einwilligung für die 
Zusendung von Newslettern erteilt, – z. B. durch einen bereits gesetzten Haken – vorausgewählt ist. In 
einem solchen Fall liegt ein sog. passives „Nichterklären“ vor, da der Kunde bei der Registrierung selbst 
aktiv werden muss, wenn er den sog. Newsletter nicht erhalten will.  

So sieht das Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb zur ausdrücklichen Einwilligung z. B. Folgendes 
vor: „Eine geschäftliche Handlung, durch die ein Marktteilnehmer in unzumutbarer Weise belästigt wird, ist 
unzulässig. Dies gilt insbesondere für Werbung, obwohl erkennbar ist, dass der angesprochene 
Marktteilnehmer diese Werbung nicht wünscht. 

Eine unzumutbare Belästigung ist u. a. stets anzunehmen bei Werbung unter Verwendung einer 
automatischen Anrufmaschine, eines Faxgerätes oder elektronischer Post, ohne dass eine vorherige 
ausdrückliche Einwilligung des Adressaten vorliegt.“ 
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11 Farbwahlklausel im Mietvertrag 

Grundsätzlich benachteiligt eine Farbwahlklausel den Mieter (nur) dann nicht unangemessen, wenn sie 
ausschließlich für den Zeitpunkt der Rückgabe gilt und dem Mieter noch einen gewissen Spielraum lässt. 

In einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall bezog sich eine im Mietvertrag enthaltene 
Farbvorgabe nur auf den Zeitpunkt der Rückgabe der Mietsache und erlaubte es dem Mieter somit, die 
Wohnung während der Mietzeit nach seinem persönlichen Geschmack zu dekorieren. Die Einengung der 
Farbwahl auf nur eine einzige Farbe („weiß“) im Zeitpunkt der Rückgabe schränkt die Gestaltungsfreiheit 
des Mieters jedoch in einer ungerechtfertigten Weise ein und benachteiligt den Mieter deshalb 
unangemessen. 

Die Richter bestätigten, dass das Interesse des Vermieters, die Wohnung in einem Dekorationszustand 
zurückzuerhalten, der dem Geschmack eines größeren Interessentenkreises entspricht und eine rasche 
Weitervermietung ermöglicht, berechtigt ist. Dieses Interesse erfordert es aber nicht, den Mieter für den 
Zeitpunkt des Auszugs zwingend auf einen weißen Anstrich festzulegen, weil auch eine Dekoration in 
anderen dezenten Farbtönen eine Weitervermietung nicht erschwert. 

Für den Mieter hingegen ist ein gewisser Spielraum bei der farblichen Gestaltung auch für den 
Rückgabezeitpunkt von nicht unerheblichem Interesse, weil er sich dann aus wirtschaftlichen Erwägungen 
dafür entscheiden kann, schon während der Mietzeit eine Dekoration innerhalb der für den 
Rückgabezeitpunkt denkbaren Bandbreite farblicher Gestaltung vorzunehmen, um nicht beim Auszug nur 
wegen dieser eine sonst noch nicht erforderliche Renovierung vornehmen zu müssen. 

12 Nachlassbewertung von Gegenständen bei Pflichtteilsansprüchen 

Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch werden bei der Berechnung des Pflichtteils der Bestand und der Wert 
des Nachlasses zum Zeitpunkt des Erbfalls zugrunde gelegt. Abzustellen ist mithin auf den sog. gemeinen 
Wert, der dem Verkaufswert im Zeitpunkt des Erbfalles entspricht. Da derartige Schätzungen mit 
Unsicherheiten verbunden sind, entspricht es der ständigen Rechtsprechung, dass sich die Bewertung von 
Nachlassgegenständen, die bald nach dem Erbfall veräußert worden sind, von außergewöhnlichen 
Verhältnissen abgesehen, grundsätzlich an dem tatsächlich erzielten Verkaufspreis orientieren muss. Dies 
hat der Bundesgerichtshof mit Beschluss vom 25.11.2010 bestätigt. 

Der Pflichtteilsberechtigte ist darlegungs- und beweispflichtig für alle Tatsachen, von denen der Grund und 
die Höhe des von ihm erhobenen Anspruchs abhängen. Ist grundsätzlich für die Berechnung des 
Verkehrswerts der Verkaufserlös zugrunde zu legen, so trifft den Pflichtteilsberechtigten auch die 
Darlegungs- und Beweislast dafür, dass der Verkaufserlös nicht dem Verkehrswert im Zeitpunkt des 
Erbfalles entspricht. 

Bereits in ihrem Urteil vom 14.10.1992 hatten die Richter des Bundesgerichtshofs selbst einen Zeitraum 
von fünf Jahren zwischen Erbfall und Veräußerung als noch hinnehmbar für die Maßgeblichkeit des 
Veräußerungserlöses betrachtet, wenn (dort im Fall einer Veräußerung zu einem höheren Preis) der 
Pflichtteilsberechtigte beweist, dass die Marktverhältnisse seit dem Erbfall im Wesentlichen unverändert 
geblieben sind und die Erben auch keine wesentliche Veränderung der Substanz darlegen können. 

13 Keine fristlose Kündigung bei minimalem Wettbewerbsverstoß 

In einem Fall aus der Praxis verpflichtete sich ein selbstständiger Handelsvertreter während der Dauer des 
mit einer Versicherung abgeschlossenen Vertragsverhältnisses weder unmittelbar noch mittelbar für 
andere Versicherungsgesellschaften tätig zu sein.  
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Ca. 22 Jahre nach Vertragsabschluss erfuhr die Versicherungsgesellschaft, dass der Vertreter etwa 10 
Versicherungsverträge für ein Konkurrenzunternehmen vermittelt hatte. Daraufhin kündigte die 
Versicherung den Agenturvertrag fristlos. 

Der Bundesgerichtshof entschied jedoch mit Urteil vom 10.11.2010, dass die Kündigungserklärung den 
bestehenden Agenturvertrag nicht wirksam beendet habe.  

Zwar habe der Vertreter gegen das im Agenturvertrag geregelte Wettbewerbsverbot verstoßen. Die 
Wettbewerbsverstöße stellten sich bei wertender Betrachtung unter Berücksichtigung der beiderseitigen 
Parteiinteressen jedoch als so geringfügig dar, dass sie einen grundlegenden Vertrauensverlust und ein 
damit einhergehendes fristloses Kündigungsrecht der Versicherung ohne vorherige Abmahnung nicht 
begründet hätten.  

Dabei stehe der Umstand, dass der Agenturvertrag den Verstoß gegen das enthaltene Wettbewerbsverbot 
explizit als fristlosen Kündigungsgrund benenne, einer solchen Interessenabwägung im Einzelfall nicht 
entgegen. 

14 Rückzahlung von Weiterbildungskosten bei Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses vor Abschluss der Ausbildung 

Eine Klausel in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, wonach der Arbeitnehmer die vom Arbeitgeber 
übernommenen Kosten einer Weiterbildung zurückzahlen muss, wenn er auf eigenen Wunsch vor 
Abschluss der Weiterbildung aus dem Arbeitsverhältnis ausscheidet, hält einer Inhaltskontrolle nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch regelmäßig stand, sofern die erfolgreiche Weiterbildung für den Arbeitnehmer 
von (geldwertem) Vorteil ist. 

Dies gilt auch dann, wenn die Weiterbildung nicht kontinuierlich, sondern in mehreren zeitlich voneinander 
getrennten Ausbildungsabschnitten erfolgt, sofern die zeitliche Lage der einzelnen Ausbildungsabschnitte 
den Vorgaben der Weiterbildungseinrichtung entspricht und die vertragliche Vereinbarung dem Arbeitgeber 
nicht die Möglichkeit eröffnet, allein nach seinen Interessen die Teilnahme an den jeweiligen 
Ausbildungsabschnitten festzulegen. Offen bleibt, ob und inwieweit die bei Abschluss der 
Rückzahlungsvereinbarung absehbare Länge der Unterbrechungen zwischen den Ausbildungsabschnitten 
einer Angemessenheitskontrolle unterliegt. 

In einem Fall aus der Praxis lag folgender Sachverhalt zugrunde: Im Juni 2006 schlossen ein Bankkaufmann 
und sein Arbeitgeber (eine Sparkasse) eine Lehrgangsvereinbarung über die Teilnahme des Kaufmanns an 
einem Studiengang zum Sparkassenbetriebswirt. Nach der Vereinbarung hat die Sparkasse die Lehrgangs- 
und Prüfungsgebühren zu tragen und den Arbeitnehmer zur Teilnahme an dem Studiengang unter 
Fortzahlung der Vergütung freizustellen. Der Bankkaufmann hat seinem Arbeitgeber diese Leistungen zu 
erstatten, wenn er auf eigenen Wunsch vor dem Abschluss der Ausbildung aus dem Arbeitsverhältnis 
ausscheidet. Der Arbeitnehmer absolvierte in einem Zeitraum von ca. 8 Monaten zwei jeweils ca. 
fünfwöchige Ausbildungsabschnitte. Danach kündigte er das Arbeitsverhältnis und nahm an dem zeitlich 
später liegenden dritten und letzten Ausbildungsabschnitt nicht mehr teil. 

Die Richter des Bundesarbeitsgerichts kamen in diesem Fall mit Urteil vom 19.1.2011 zu dem Entschluss, 
dass der Arbeitgeber einen Anspruch auf Rückzahlung der Weiterbildungskosten hat. Die 
Rückzahlungsklausel ist wirksam. Durch die Bindung an das Arbeitsverhältnis bis zum Abschluss des 
vorgegebenen Studiengangs zum Sparkassenbetriebswirt wird der Arbeitnehmer nicht unangemessen 
benachteiligt.  
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15 Nach dem Lebensalter gestaffelte Urlaubsansprüche verstoßen gegen 
das Altersdiskriminierungsverbot 

In einem vom Landesarbeitsgericht (LAG) Düsseldorf entschiedenen Fall war ein 23-jähriger Arbeitnehmer 
bei einer Einzelhandelskette beschäftigt. Das Arbeitsverhältnis unterlag dem Manteltarifvertrag 
Einzelhandel Nordrhein-Westfalen, wonach der jährliche Urlaubsanspruch bei einer 6-Tage-Woche nach 
dem Lebensalter wie folgt gestaffelt ist: 

• bis zum vollendeten 20. Lebensjahr  30 Urlaubstage 

• nach dem vollendeten 20. Lebensjahr  32 Urlaubstage 

• nach dem vollendeten 23. Lebensjahr  34 Urlaubstage 

• nach dem vollendeten 30. Lebensjahr  36 Urlaubstage 

Das LAG Düsseldorf hat in seinem Urteil erkannt, dass der Arbeitnehmer durch diese Regelung wegen 
seines Alters diskriminiert wird. Die nach dem Alter unterscheidende Regelung ist nicht gemäß des 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes gerechtfertigt. Es fehlt an einem legitimen Ziel für diese 
Ungleichbehandlung. Dies gilt insbesondere für das von der Arbeitgeberseite vorgebrachte Argument, mit 
der Regelung solle die Vereinbarkeit von Familie und Beruf gefördert werden. 

Das LAG hat festgestellt, dass dem Arbeitnehmer, dem nach der tariflichen Regelung nur 34 Urlaubstage 
zuständen, wegen des Verstoßes gegen das Verbot der Altersdiskriminierung 36 Urlaubstage pro Jahr 
beanspruchen kann. Diese Angleichung nach oben entgegen der bestehenden tariflichen Regelung folgt 
aus dem Grundsatz der effektiven und wirksamen Durchsetzung von EU-Rechtsvorgaben. 

16 Änderungen beim Elterngeld 

Seit Januar 2011 erhalten Elterngeldbezieher ab einem Nettoeinkommen von 1.200 € im Monat künftig 65 
% (statt bisher 67 %) dieses Einkommens ersetzt. Wer weniger verdient, erhält weiterhin 67 %. Familien 
mit sehr hohem zu versteuerndem Einkommen (Alleinerziehende mit mehr als 250.000 € bzw. Verheiratete 
mit mehr als 500.000 € im Jahr) erhalten kein Elterngeld mehr.  

Das Mindestelterngeld von 300 € im Monat und der Höchstbetrag von 1.800 € bleiben unangetastet. Für 
Empfänger von Arbeitslosengeld II ist der Grundbedarf durch die Regelsätze und die Zusatzleistungen 
gesichert. Zusätzliches Elterngeld verringert den Lohnabstand. Deshalb wird es – wie beim Kindergeld – 
auf Arbeitslosengeld II und Kinderzuschlag angerechnet. 

Wer vor der Geburt seines Kindes einen Teil seines Einkommens selbst erarbeitet hat, soll dafür auch 
Elterngeld erhalten. Dazu gehören auch pauschal besteuerte Einnahmen, vor allem aus sogenannten 
Minijobs. 

 

Anmerkung: Die neuen Elterngeldregelungen werden seit dem 1.1.2011 bei allen Elterngeldberechtigten 
angewendet – also auch bei denjenigen, die bereits einen Elterngeldbescheid erhalten haben und 
Elterngeld beziehen. 
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17 Kurz notiert ... 

17.1 Kapitalerhöhung bei einer „Unternehmergesellschaft (UG) 
(haftungsbeschränkt)“:  

Das Oberlandesgericht München hat mit Urteil vom 23.9.2010 entschieden, dass eine Beschlussfassung 
zur Kapitalerhöhung, mit der das Mindeststammkapital von 25.000 Euro erreicht wird, noch nicht zu einem 
Wegfall der für eine „UG (haftungsbeschränkt)“ geltenden Beschränkungen führt. 

Erst mit der Volleinzahlung des Stammkapitals und dem Vollzug der Kapitalerhöhung durch Eintragung der 
neuen Stammkapitalziffer im Handelsregister fallen die Sonderregelungen weg.  

17.2 Urlaub und Urlaubsabgeltung:  

Der Anspruch auf Urlaubsabgeltung entsteht mit dem Ende des Arbeitsverhältnisses als reiner 
Geldanspruch. Diese auf eine finanzielle Vergütung gerichtete Forderung bleibt in ihrem Bestand unberührt, 
wenn die Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers bis zum Ende des Übertragungszeitraums am 31.3. des 
dem Urlaubsjahr folgenden Jahres fortdauert. 

Gesetzliche Urlaubsabgeltungsansprüche erlöschen nicht, wenn Arbeitnehmer bis zum Ende des 
Urlaubsjahres und/oder des Übertragungszeitraums erkrankt und deswegen arbeitsunfähig sind. 

17.3 Fälligkeitstermine 

 

 Fällig am 

Umsatzsteuer (mtl.) Lohn- u. Kirchenlohnsteuer, Soli-Zuschlag (mtl.) Einkommen-, 
Kirchen-, Körperschaftsteuer, Soli-Zuschlag 

10.3.2011 

Sozialversicherungsbeiträge 29.3.2011 

 

Alle Beiträge dieser Mandanteninfo sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Eine Quellenangabe kann auf Wunsch zur Verfügung gestellt werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

18 In eigener Sache ... 

Von wegen Helau und Alaaf: Freitag machen wir um 12:00 Uhr „die Tore dicht“ – aber nicht wegen 
Karneval, sondern wegen turnusmäßiger Teamfortbildung. Montag ist dann tatsächlich Fasching angesagt 
– die Kanzlei ist geschlossen. 

Aber ab Dienstag stehen wir Ihnen pünktlich ab 08:00 Uhr vereint wieder zur Verfügung. Hoffen wir auf 
den nächsten Mandanteninfo mit Frühlingswärme. 

Und wir freuen uns auf alle Gespräche und Termine! 

 

 

Christine Hartwig StBin 

 


